STADT STEINBACH (TAUNUS)

Beschlussvorlage
Vorlage-Nr. VL-89/2020
Federfiihrende Abteilung: 3 Amt fiir Stadtentwicklung, Bauen
und Verkehr
Sachbearbeiter: Gamero Maya, Vanessa
Datum: 02.12.2020
Beratungsfolge Termin Bemerkungen
Magistrat der Stadt Steinbach (Taunus) {07.12.2020 |vorberatend
Stadtverordnetenversammlung 15.02.2021 |beschliefSend
Betreff:

Bau einer Radschnellverbindung zwischen Frankfurt und dem Vordertaunus

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung beschliefst:

a) Die Stadt Steinbach (Taunus) bestitigt den Trassenverlauf in ihrer Gemarkung fiir die
Umsetzung der Radschnellverbindung gem. Machbarkeitsstudie.

b) Die Stadt Steinbach (Taunus) stimmt zu, dass der Regionalverband FrankfurtRheinMain die
Vorhabentrédgerschaft fiir die Umsetzung der Radschnellverbindung tibernimmt. Die Rechten und
Pflichten zwischen dem Regionalverband als Vorhabentrager und den jeweiligen Baulasttragern
werden in bilateralen Planungs-/ Verwaltungsvereinbarungen festgeschrieben.

¢) Die Stadt Steinbach (Taunus) stimmt zu, dass die Antragsstellung an Hessen Mobil tiber den
Regionalverband erfolgt. Dieser erhalt auch die Bewilligungsbescheide und ist mit seinen Rechten
und Pflichten als Antragssteller Hessen Mobil gegeniiber verantwortlich. Auch die monetére
Zuweisung erfolgt an den Regionalverband, der dann die Fordergelder an die einzelnen
Kommunen verteilt.

Beqgriindung:

Als Radschnellverbindungen werden ausschliefilich fiir den Radverkehr zugelassene, nach
Moglichkeit weitgehend autonom gefiihrte Wegeverbindungen bezeichnet, die dem Radfahrenden
ein schnelles Vorankommen ermoglichen. Dabei wird insbesondere auf spezifische Kriterien wie
etwa Breite, Ausstattung, Belag oder Steigung Riicksicht genommen. Insbesondere seit E-Bikes
und Pedelecs fiir viele Pendler eine Alternative zum Pkw darstellen ist die Entwicklung
entsprechender sicherer Infrastruktur nicht weiter aufzuschieben.



Fiir eine Radschnellverbindung zwischen Frankfurt und dem Vordertaunus wurde vom
Regionalverband FrankfurtRheinMain im Jahr 2020 eine detaillierte Machbarkeitsstudie erstellt.

Das Ergebnis legte dar, dass ein Radschnellverbindung eine wichtige infrastrukturelle Einrichtung
in der Region RheinMain und eine ernsthafte Mobilitdtsoption fiir Bewohner der Kommunen im
Einzugsbereich darstellt. Angesichts der Schadstoffthematik durch individuellen
Kraftfahrzeugverkehr in Kommunen unterstiitzt die Maffnahme Anstrengungen von Kommunen
tiir einen saubereren, emissionsfreien Verkehr. Ebenfalls sorgt die mittelbare Reduzierung des
Kraftfahrzeugautkommens zu einer Reduktion von Larm und Stau und somit einer gesteigerten
Lebensqualitét. Als Beitrag zum Erreichen kommunaler Klimaschutzziele muss der Ausbau des
Radverkehrsnetzes als kostengtinstige und umweltschonende Alternative inner- und aufserdrtlich
vorangetrieben werden.

Die Realisierung einer Radschnellverbindung zwischen Frankfurt und dem Vordertaunus setzt
angesichts der vielen konkurrierenden Nutzungen und erforderlichen Genehmigungen eine sehr
komplexe Umsetzungsstrategie voraus. Es ist allerdings ein Projekt von besonderer Bedeutung,
stellt es doch einen Meilenstein fiir die Zukunft des Radverkehrs in der Region
FrankfurtRheinMain dar.

Zu a)

Der grundsitzliche Verlauf der Route geméafs Machbarkeitsstudie wird durch Anlage 1 in der
Ubersicht dargestellt. Der bevorzugte Trassenverlauf wurde mit der Verwaltung besprochen und
als die beste Variante bewertet.

Die Streckenfiihrung des Radschnellweges tiber die IndustriestrafSe erfordert eine Verdnderung
des Querschnitts der Strafle sowie eine Uberplanung der Parkplitze entlang der Bahntrasse. Hier
gilt es, die allgemeine Situation zu verbessern und dauerhaft abzusichern.

Auf Wunsch der Verwaltung wurde diese Voraussetzung in die Machbarkeitsstudie
aufgenommen, um die Bedeutung der Parkplitze fiir das Gewerbegebiet , stidlich der Bahnstrafse”
zu betonen und zu fixieren.

Zub)

Die Vorhabentrédgerschaft tibernimmt der Regionalverband um auf der gesamten Strecke
gleichbleibende Standards bei der Umsetzung sicherzustellen. Der Regionalverband tibernimmt
die Antragsstellung der Gesamtroute zur Forderung beim Land Hessen, beauftragt Planungs- und
Bauleistungen und stimmt diese mit den beteiligten Kommunen ab.

Unterhaltung und Instandhaltung liegen im Aufgabenbereich der jeweiligen Kommunen. Um
einen einheitlichen Standard und auch eine interkommunale Unterhaltung zu gewéhrleisten wird
der Regionalverband zu einem spéteren Zeitpunkt einen Vorschlag zur Unterhaltung der
Radschnellverbindung unterbreiten.

Zuc)

Grundlage fiir die Realisierung und Forderung ist die Richtlinie des Landes Hessen zur Férderung
der Nahmobilitdt. Ggf. kann auch tiber das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) des
Bundes eine alternative Fordergrundlage angestrebt werden.

Nach Priifung des Projektes erfolgt die Aufnahme in das Forderprogramm, im Rahmen dessen in
der Regel 70 Prozent (bis zu 90 Prozent) der foérderungsfahigen Kosten, inklusive Planung und
Offentlichkeitsarbeit, bezuschusst werden konnen. Die Kommunen gehen hier in Vorfinanzierung.
Die Fordermittel werden den Kommunen nach Vorfinanzierung der MafSnahmen erstattet. Die
Forderung und Bereitstellung des Eigenanteils erfolgt je nach Ausbauabschnitt des
Radschnellverbindung. Dazu wird der Regionalverband zusammen mit den beteiligten
Kommunen einen Mafinahmenplan erstellen, der alle zurzeit identifizierten Mafinahmen enthilt.
Je nach Planungsreife erfolgt dann eine Antragsstellung im Einvernehmen mit der bzw. den
jeweiligen Kommunen in den kommenden Jahren.
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Finanzielle Auswirkungen:

Noch nicht bekannt.

gez. gez.

Steffen Bonk Alex Miiller
Biirgermeister Amtsleiter
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	Begründung:



